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Anlage zum Jahresabschluss 

der MERKUR PRIVATBANK KGaA 

gemäß § 26a Absatz 1 Satz 2 KWG 

 

 
1. Firmenbezeichnung, Art der Tätigkeiten und die geografische Lage der Niederlassungen: 

MERKUR PRIVATBANK KGaA, Kreditinstitut, Bundesrepublik Deutschland – es bestehen keine 
ausländischen Niederlassungen.  

2. Umsatz (der Umsatz umfasst die Positionen der Gewinn und Verlustrechnung „Zinsüberschuss“, 
„Provisionsüberschuss“, „Laufende Erträge aus Beteiligungen“, „Nettoertrag des Handelsbestands“ 
und „Sonstige betriebliche Erträge“): 

Der Umsatz hat im Geschäftsjahr 98.947.689,64 EUR betragen. 

3. Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger ohne Geschäftsführer und ohne Auszubildende (gemäß § 
267 Abs. 5 HGB): 

422 

4. Gewinn vor Steuern (entspricht dem Jahresüberschuss vor Steuern vom Einkommen und vom 
Ertrag): 

Der Gewinn vor Steuern hat im Geschäftsjahr 2022 20.395.364,12 EUR betragen.  

5. Steuern auf den Gewinn: 

Die Steuern auf den Gewinn haben im Geschäftsjahr 2022 10.507.838,08 EUR betragen.  

6. Erhaltene öffentliche Beihilfen: 

Im Geschäftsjahr 2022 hat die MERKUR PRIVATBANK KGaA keine öffentlichen Beihilfen erhalten. 

7. Kapitalrendite (Quotient aus Nettogewinn und der Bilanzsumme): 

0,31 % 

 

 

München, 23. März 2023 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

 

An die MERKUR PRIVATBANK KGaA, München 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des  
Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der MERKUR PRIVATBANK KGaA, München, – bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht der MERKUR PRIVATBANK KGaA für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2022 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 
2022 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2022 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgenden „EU-
APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Überein-
stimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und 
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berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus erklären wir gemäß Arti-
kel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach 
Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlang-
ten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 
pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2022 waren. Diese Sachverhalte 
wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei 
der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prü-
fungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

 

Ermittlung der Einzelwertberichtigung auf Forderungen an Kunden 

Zu den angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die Anga-
ben im Anhang, Abschnitt 1.2 „Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze“. Hinsichtlich der 
Überwachung von Kreditrisiken verweisen wir auf die Risikoberichtserstattung des Lagebe-
richts. 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Die MERKUR PRIVATBANK KGaA weist Forderungen an Kunden in Höhe von 80,3 % der 
Bilanzsumme und im GuV-Posten „Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und bestimm-
te Wertpapiere sowie aus der Auflösung von Rückstellungen im Kreditgeschäft“ ein Risikovor-
sorgeergebnis in Höhe von EUR -8,3 Mio aus. Hiervon entfällt ein wesentlicher Anteil auf die 
Einzelwertberichtigung im Kreditgeschäft mit Kunden. Die Forderungen an Kunden entfallen 
zum größeren Teil auf das großteilige, gewerblich geprägte Kreditgeschäft, das Kunden des 
strategischen Geschäftsfelder Bauträger, mittelständische Unternehmen, Leasinggesellschaf-
ten und Immobilieninvestoren umfasst. 

Einzelwertberichtigungen sind aufgrund des Vorsichtsprinzips nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB zu 
bilden, um akuten Ausfallrisiken Rechnung zu tragen. Die Ermittlung der Einzelwertberichti-
gungen für Forderungen an Kunden ist in erheblichen Umfang ermessenbehaftet. Sie erfordert 
Annahmen über die Risikoklassifizierung, die erwarteten Zahlungsströme aus der Verwertung 
der gestellten Kreditsicherheiten sowie die noch zu erwartenden vertraglichen Zahlungsströ-
me. 

Es besteht das Risiko für den Abschluss, dass die Bonität insbesondere der Kunden mit 
großvolumigen Kreditengagements und damit deren Risikoklassifizierung falsch eingeschätzt 
wird, die Ableitung der Sicherheitenwerte (insb. Immobiliensicherheiten) fehlerhaft erfolgt oder 
die noch zu erwartenden vertraglichen Zahlungsströme fehlerhaft berücksichtigt werden und 
somit erforderliche Einzelwertberichtigungen auf Forderungen an Kunden nicht oder in nicht 
hinreichender Höhe erfasst werden. 
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UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Unter Anwendung des risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir unser Prüfungsurteil 
sowohl auf kontrollbasierte Prüfungshandlungen als auch auf aussagebezogene Prüfungs-
handlungen gestützt und unter anderem die folgenden Prüfungshandlungen durchgeführt: 

In einem ersten Schritt haben wir durch Befragungen, die Analyse der Prozessabläufe und 
Kompetenzordnungen sowie die Einsichtnahme in Auswertungen ein umfassendes Verständ-
nis der Entwicklung des Kreditportfolios sowie der damit verbundenen adressausfallbezoge-
nen Risiken erlangt. 

Für die Beurteilung der Angemessenheit des internen Kontrollsystems in Bezug auf die Identi-
fizierung, Steuerung, Überwachung und Bewertung der Adressausfallrisiken im Kreditportfolio 
haben wir Befragungen der Geschäftsführung und der Fachabteilungen durchgeführt sowie 
Einsicht in die Verfahrens- und Prozessdokumentation genommen. Im Anschluss daran haben 
wir uns von der Implementierung und Wirksamkeit von Kontrollen, die zur Identifizierung von 
Kreditengagements mit Ausfallrisiken, zur Bewertung der Sicherheiten sowie zur Ermittlung 
und Buchung einzelfallbezogener Einzelwertberichtigungen eingerichtet sind, überzeugt. 

Für die zum Einsatz kommenden IT-Systeme haben wir die Geeignetheit der Regelungen und 
Abläufe sowie die Wirksamkeit von relevanten IT-Anwendungskontrollen unter Einbindung 
unserer IT-Spezialisten überprüft. 

Im Rahmen der aussagebezogenen Prüfungshandlungen haben wir uns mittels einer unter 
Risikoaspekten getroffenen bewussten Auswahl von Einzelfällen davon überzeugt, dass die 
Merkmale für die Zuordnung zu der jeweiligen Risikoklasse auf Basis der Bonität der Kunden 
entsprechend vorlagen und die Sicherheitenwerte unter Anwendung der internen Regelungen 
und Vorgaben ermittelt wurden. Zudem haben wir die getroffenen Annahmen zu den noch zu 
erwartenden vertraglichen Zahlungsströme gewürdigt und die Ermittlung der Einzelwertberich-
tigung für die betroffenen Engagements innerhalb der Krediteinzelfallprüfung rechnerisch 
nachvollzogen sowie mit den zugrunde liegenden Beschlüssen abgestimmt. 

Hinsichtlich der verbleibenden Grundgesamtheit haben wir anhand einer Zufallsstichprobe 
überprüft, ob die Risikoklassifizierung fristgerecht und korrekt erfolgt ist. Darüber hinaus haben 
wir innerhalb der Stichprobe überprüft, ob die jährliche Kreditwiedervorlage ordnungsgemäß 
durchgeführt wurde und eine etwaige Einzelwertberichtigung zutreffend aus den vorliegenden 
Unterlagen ermittelt wurde. Außerdem haben wir bei nicht einzelwertberichtigten Engage-
ments innerhalb der Stichprobe überprüft, ob bestimmte Indizien für einen potenziellen Wert-
minderungsbedarf vorliegen. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die der Ermittlung der Höhe der Einzelwertberichtigungen zugrunde gelegten Annahmen über 
die Risikoklassifizierung, die zu erwartenden Zahlungsströme aus der Verwertung der gestell-
ten Kreditsicherheiten sowie die noch zu erwartenden vertraglichen Zahlungsströme wurden 
sachgerecht abgeleitet und im Einklang mit den für die Bemessung von Einzelwertberichtigun-
gen anzuwendenden Rechnungslegungsgrundsätzen verwendet. 
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Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Aufsichtsrat sind für die sonstigen Informationen verant-
wortlich. 

Die sonstigen Informationen umfassen den Bericht des Aufsichtsrats als vor dem Datum 
dieses Bestätigungsvermerks erlangten Informationen. 

Die sonstigen Informationen umfassen nicht den Jahresabschluss, die inhaltlich geprüften 
Lageberichtsangaben sowie unseren dazugehörigen Bestätigungsvermerk. 

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf 
die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch 
irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die oben genannten 
sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen 

• wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu den inhaltlich geprüften Lagebe-
richtsangaben oder unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder 

• anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Institute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 



 

 
 [kpmg|logo]  5 | 80050019-16140112 

 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen 
und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da do-
lose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-
keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
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unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset-
zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, dass wir 
die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihnen alle 
Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden 
kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und sofern einschlägig, die zur 
Beseitigung von Unabhängigkeitsgefährdungen vorgenommenen Handlungen oder ergriffenen 
Schutzmaßnahmen. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlusses für den 
aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen 
Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es 
sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des 
Sachverhalts aus. 
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@@linksunterzeichner--@@ @@rechtsunterzeichner--@@

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 22. Juni 2022 als Abschlussprüfer gewählt. Wir 
wurden am 8. September 2022 vom Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats beauftragt. Wir sind 
ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 2013 als Abschlussprüfer der MERKUR 
PRIVATBANK KGaA tätig. 

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem 
zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) 
in Einklang stehen. 

Wir haben folgende Leistungen, die nicht im Jahresabschluss oder im Lagebericht des geprüf-
ten Unternehmens angegeben wurden, zusätzlich zur Abschlussprüfung für das geprüfte 
Unternehmen bzw. für die von diesem beherrschten Unternehmen erbracht: 

• Durchführung der gesetzlichen Prüfung nach § 89 WpHG 

• Freiwillige prüferische Durchsicht des Zwischenabschlusses zum 31. Oktober 2022 

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer 
Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Daniel Ziegler. 

  

München, den 14. April 2023   

KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

 

  

Ziegler 
Wirtschaftsprüfer 

Wild 
Wirtschaftsprüferin 

 

 


	Titelblatt_Testat_80050019_20230411
	01b_80050019_A1_Bilanz_2022
	01c_80050019_A1_GuV_2022
	01d_80050019_A1_Anhang_2022
	01e_80050019_A1_Anlage zum Jahresabschluss nach 26a_2022
	01f_80050019_A1_Lagebericht_2022
	Testat_80050019
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite

		Jasmin Wild
	2023-04-14T17:01:31+0200
	Jasmin Wild


		Daniel Ziegler
	2023-04-14T17:26:55+0200
	Daniel Ziegler




